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Mehr Wohnungen in den Bergen
Um die Abwanderung zu stoppen, will der Ständerat das Zweitwohnungsgesetz lockern

ANDREA FOPP, BERN

Wer abends durch ein Bergdorf spa-
ziert, sieht häufig dasselbe Bild: Schmu-
cke Appartements in verglasten Ställen,
grosszügige Garagen. Doch die Fens-
ter sind dunkel, die Eigentümer sind zu
Hause im Unterland. So drohen viele
Tourismusorte zu «Geisterdörfern» zu
werden, wie es die Urner Ständerätin
Heidi Z'graggen ausdrückt. Viele Ge-
meinden stellen dieselbe Tendenz fest:
Unterländer kaufen die Häuser im
Dorfzentrum für teures Geld, die Ein-
heimischen können sich die Preise nicht
leisten und wandern ab.

Das soll sich nun ändern: Der Stände-
rat will das Zweitwohnungsgesetz lockern.
Er hat am Dienstag einer parlamentari-
schen Initiative von Nationalrat Martin
Candinas zugestimmt. Bereits der Natio-
nalrat hatte sich dafür ausgesprochen.

Das Zweitwohnungsgesetz, das seit
2016 in Kraft ist, soll verhindern, dass
Bergdörfer mit Ferienwohnungen zuge-
baut werden. So dürfen Gemeinden, die
mehr als 20 Prozent Ferienwohnungen
haben, keine neuen Zweitwohnungen

erstellen. Das Problem: Seit die Gäste
keine eigenen Wohnungen mehr erstel-
len dürfen, konzentrieren sie sich auf Ge-
bäude, die vor der Annahme der Zweit-
wohnungsinitiative gebaut wurde. Mit der
steigenden Nachfrage nach alten Häusern
steigt auch deren Preis - mit der Folge,
dass Einheimische verdrängt werden.

Die Mehrheit des Ständerats hofft nun,
diese Abwanderung mit einer Lockerung
des Gesetzes zu stoppen. So sollen Eigen-
tümer alter Häuser mehr Spielraum erhal-

ten. Im Moment gilt: Wer ein altes Haus
saniert oder umbaut, darf es vergrössern,
aber nur um knapp ein Drittel. Wer aber
abreisst, muss den Neubau an derselben
Stelle und genau gleich gross bauen wie
das alte Haus. Dies verunmöglicht viel-
fach, eine weitere Wohnung einzubauen.

Diese Einschränkung soll nun fallen.
Die Überlegung: Wenn Eigentümer neu
eine zweite Wohnung einbauen und bei-
spielsweise an Gäste vermieten, nimmt
der Wert des Objekts zu. Entsprechend
steigt auch die Kreditwürdigkeit bei der
Bank. So liesse sich die Sanierung der

ersten Wohnung über die zweite finan-
zieren. Die Hoffnung ist, dass sich so
auch Einheimische Wohneigentum im
Dorfkern noch leisten können.

Bei der Linken kam diese Argumen-
tation schlecht an. Sie fürchtet, dass mit
dieser Lockerung günstiger Mietraum
vernichtet wird. Bemerkenswerterweise
schlug sich am Dienstag auch Ständerätin
Heidi Z'graggen auf diese Seite. Und das,
obwohl sie für die Mitte politisiert, also
dieselbe Partei wie Nationalrat Martin
Candinas, der die Lockerung angestossen
hatte. Die Vorlage sei ein «Brandbeschleu-
niger für noch mehr Zweitwohnungen»,
sagte Z'graggen, und daher «verfassungs-
rechtlich sehr problematisch». Sie stellte
den Antrag, dass Eigentümer von alten
Bauten nur neue Erstwohnungen ein-
bauen dürften, keine Zweitwohnungen.
Ein Vorschlag, den auch der Bundesrat
aus ähnlichen Überlegungen empfahl
und der auch von vereinzelten Freisinni-
gen unterstützt wurde. Doch Z'graggen
unterlag. Nächste Woche geht die Vor-
lage in die Schlussabstimmung.


